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Die Klimaapokalypse verbreitet Angst und 

Schrecken. Fast scheint es, als wäre ein gol-

dener Pokal zu gewinnen für jene, die mit 

noch dramatischeren Szenarien auf die Fol-

gen des Klimawandels hinweisen. Hitze-

wellen und Trockenperioden im Sommer, 

extreme Niederschläge und Hochwasser 

statt Schnee im Winter sind noch die ge-

mäßigteren Prognosen. Andere erwarten 

für Nordeuropa Tropenkrankheiten, Über-

flutungen und Dürrekatastrophen derge-

stalt, wie sie das heutige Afrika heimsu-

chen. Sicher, die Erde erwärmt sich. Es ist 

das große Verdienst der Klimaforscher, auf 

mögliche Ursachen und Folgen der Klima-

veränderung hinzuweisen. Dazu gehört 

die Einsicht, dass Treibhausgase und allen 

voran das Kohlendioxid (CO
2
) eine wich-

tige, vielleicht sogar die entscheidende 

Rolle für die Erderwärmung spielen. Des-

halb ist es ebenso richtig wie wichtig, den 

Ausstoß von Treibhausgasen rasch und 

drastisch zu senken. 

Um das Ziel eines verringerten CO
2
-Aussto-

ßes zu erreichen, braucht es jedoch keiner 

hektischen Aktivitäten in Form populisti-

scher Forderungen, wie z. B. ein Verbot priva-

ter Flugreisen oder herkömmlicher Glühbir-

nen oder ein Verbot der Stand-by-Funktion 

bei Elektrogeräten. Dazu braucht es auch 

keiner neuen Subventionen beispielsweise 

für erneuerbare Energien oder für den Ein-

bau energieeffizienter Heizungen. 

Was es wirklich braucht, ist eine radi-

kale Ökonomisierung der Klimapolitik. 

Nicht neue Verbote sind zu fordern, son-

dern wirtschaftliche Anreize und Sanktio-

nen, den CO
2
-Ausstoß zu verringern. Nicht 

die Mengen sind vorzugeben, sondern die 

Preise müssen verändert werden. 

Wird eine Reduktion der Menge der Treib-

hausgas-Emissionen um 20 Prozent bis 2020 

angestrebt, so wie es die Europäische Union 

auf dem EU-Gipfel in Brüssel am 9. März be-

schlossen hat, beginnt nur ein Hickhack um 

die Erstausstattung, um die Anerkennung 

bisheriger und freiwillig bereits erbrachter 

Sparanstrengungen sowie um die natio-

nalen und sektoralen Folgewirkungen. Die 

Umweltminister-Konferenz in Potsdam von 

Ende letzter Woche macht überdeutlich, 

wie schwer es Mengenziele bei der prakti-

schen Umsetzung haben. Am Geburtsfeh-

ler, sich auf Mengen statt auf Preise fest-

zulegen, hat das Kyoto-Protokoll von allem 

Anfang an gekrankt – natürlich genauso, 

wie das Kyoto-Protokoll darunter leidet, 

dass der größte CO
2
-Verursacher, die USA, 

nicht mitmacht und der zweitgrößte CO
2
-

Verursacher, China, immer noch den Status 

eines Entwicklungslandes genießt und des-

halb sein Wachstum nicht durch CO
2
-Emis-

sionsgrenzen zu dämpfen braucht.

Besser als klimapolitische Ziele durch Men-

genziele erreichen zu wollen, ist es, schlicht 

und einfach, überall und jederzeit, jeg-

lichen CO
2
-Ausstoß bei der Stromerzeu-

gung, beim Heizen, beim Verkehr und an-

dernorts teurer zu machen. Genau dieses 

Ziel erfüllt eine allgemeine Lenkungsab-

gabe für Kohlendioxid-Emissionen. Sie soll 

beim Verursacher an der Ausstoß-Quelle 

erhoben werden und zwar mit einem für 

alle Ausstoß-Quellen gleichen Abgabe-
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satz pro Tonne. Also: weil beim Fliegen pro 

Kilometer der CO
2
-Ausstoß ein Mehrfa-

ches größer ist als bei der Eisenbahn, wird 

ein Flugticket Hamburg-München um das 

selbe Mehrfache stärker belastet als eine 

ICE-Fahrt mit der Bahn.

Eine CO
2
-Lenkungsabgabe schafft enorme 

monetäre Anreize, den Ausstoß von Treib-

hausgasen zu vermeiden. Denn was über 

Kosten und Preise und damit über Ge-

winne und den Geldbeutel geht, führt au-

tomatisch zu einem nachhaltigen, ökolo-

gisch orientierten Verhalten. 

Bei der CO
2
-Lenkungsabgabe gilt, je grö-

ßer die Emission, desto höher die Abga-

ben. Somit können private Haushalte die 

Abgabenbelastung gewaltig verringern, 

wenn sie die Heizung erneuern und regel-

mäßig warten, die Fenster austauschen 

und dicht machen, Dächer, Keller und Au-

ßenwände dämmen, Wärmepumpen ein-

bauen, die Wohnung tagsüber nicht auf 

mehr als 20 Grad und nachts nicht auf 

mehr als 15 Grad aufheizen, einmal kurz 

und kräftig lüften, anstatt die Fenster dau-

erhaft zu kippen, Elektrogeräte ausschal-

ten und nicht auf Stand-by stellen, Energie-

sparlampen einschrauben, weniger heiß 

waschen und weniger kalt kühlen, benzin-

sparender und weniger Autofahren. Ge-

schäftsreisende überlegen sich, ob sie die 

billige Bahn, das teurere Auto, oder das 

ganz teure Flugzeug wählen sollen, oder 

ob nicht überhaupt auf die Reise verzichtet 

werden könnte und auch ein Anruf, eine Vi-

deo-Konferenz oder ein Austausch per In-

ternet genügen würde. Neue Verkehrsleit-

systeme für Autos und Flugzeuge werden 

CO
2
-verursachende Stauzeiten in der Luft 

und am Boden verringern helfen. Die In-

dustrie wird sich mit Innovationen über-

treffen, um durch CO
2
-schonende und –

ersetzende Heizungen und Klimaanlagen, 

Geräte und Apparate, Kühlschränke und 

Kochherde, Autos und Fahrzeuge Marktan-

teile zu gewinnen. Bei der Stromerzeugung 

werden alternative Technologien Zulauf 

erhalten. Erneuerbare Energien wie Wind, 

Sonne und Wasser werden automatisch 

attraktiver als Öl, Gas oder Kohle, wenn der 

CO
2
-Ausstoß besteuert wird. Insbesondere 

wird es sich auch mehr denn je lohnen, bei 

der Kernenergie nach modernen Techniken 

zu suchen, um Folgerisiken zu minimieren.

Die CO
2
-Lenkungsabgabe ist eine öko-

nomisch zielkonforme Antwort auf die 

ökologischen Herausforderungen des Kli-

mawandels. Sicher wäre sie am wirkungs-

vollsten, wenn sie weltweit eingeführt 

werden würde. Denn die größten CO
2
-Ver-

ursacher sitzen in den USA mit einem An-

teil von etwas mehr und in China mit ei-

nem Anteil von etwas weniger als jeweils 

20% der weltweiten CO
2
-Emissionen. Dann 

folgen Russland mit 6%, Japan und In-

dien mit je etwa 5% und erst dann kommt 

Deutschland mit 3%. 

Offensichtlich macht da ein nationaler 

Alleingang Deutschlands wenig Sinn. 

Vielmehr droht dann lediglich, dass in 

Deutschland viele Dinge des täglichen Le-

bens teurer werden und auch für die in-

dustrielle Produktion die Kosten steigen. 

Beides schwächt die internationale Wett-

bewerbsfähigkeit deutscher Firmen. 

Besonders bitter sind dabei die Trittbrett-

fahrer-Effekte: Je mehr sich Deutschland 

und auch andere europäische Länder Mühe 

geben, ihre Treibhausgas-Emissionen zu 

reduzieren, um so geringer wird der Pro-

blemdruck für andere Staaten, selber und 

rascher eigene Maßnahmen gegen die Erd-

erwärmung umzusetzen. 

So gut, so recht. Und trotzdem muss eine 

nationale CO
2
-Lenkungsabgabe nicht von 

vornherein so negativ wirken, wie es auf 

den ersten Blick zu befürchten ist. Die ne-

gativen Folgen der internationalen Wett-

bewerbsverzerrung können dann gemin-

dert werden, wenn der Charakter der 

Lenkungsabgabe ernst genommen wird. 

„Lenkungsabgabe“ bedeutet nämlich, dass 

die Abgabe nicht im allgemeinen Bundes-

haushalt für irgendwelche wesensfremde 

Zwecke missbraucht werden darf. Sie soll 

höchstens zur Behebung von Klimafolge-

schäden eingesetzt werden, also beispiels-

weise präventiv, um den Küstenschutz zu 

verbessern oder reaktiv, um die Schäden 

von Überschwemmungen zu finanzieren. 

Noch besser wäre es jedoch, das gesamte 

Aufkommen der CO2-Abgabe in vollem 

Umfang an die Steuerzahler zurückzuge-

ben. Das könnte ohne bürokratischen Ver-

waltungsaufwand am einfachsten da-

durch geschehen, dass alle deutschen 

Steuerzahler einmal pro Jahr einen für alle 

gleich hohen Barscheck oder eine Steuer-

gutschrift erhalten. 

Hinter der Gleichbehandlung bei der Aus-

schüttung steht eine ganz einfache Lo-

gik: Vom CO
2
-Ausstoß und dessen Folgen 

in Form der Erderwärmung sind alle Deut-

schen gleichermaßen betroffen, also sol-

len auch alle vom Geldregen gleicherma-

ßen profitieren.

Offen und nicht einfach zu beantworten, 

bleibt die Frage nach der Höhe einer natio-

nalen CO
2
-Abgabe. Theoretisch ist es ein-

fach: man misst die ökonomischen Folge-

kosten der Erderwärmung und dividiert 

die Schadenssumme durch die Anzahl Ton-

nen CO
2
. Man könnte also z. B. die eben 

vom Deutschen Institut für Wirtschafts-

forschung (DIW) veröffentliche Schät-

zung nehmen, wonach die Erderwärmung 

für Deutschland bis zum Jahr 2050 Kosten 

von 800 Milliarden Euro in Form von Kli-

maschäden, erhöhten Energiekosten und 

Schutzmaßnahmen wie den Bau von Dei-

chen verursache. In der Praxis liegt das Pro-

blem darin, dass eine derartige Abschät-

zung der Folgeschäden eine Rechnung mit 

(zu) vielen Unbekannten ist. Angesichts 

des langfristigen Zeithorizonts von fünfzig 

und mehr Jahren erhalten „technische“ Va-

riablen (wie die Annahme der Diskontsätze 

oder der Temperaturschwankungen) ein zu 

großes, und „ökonomische“ Anpassungs-

reaktionen ein zu geringes Gewicht. Aber 

gerade auch hier zeigt sich der Vorteil einer 

Lenkungsabgabe gegenüber einem Men-

genziel. Die pro Tonne an der verursachen-

den Quelle zu bezahlende CO
2
-Abgabe, die 

in vollem Umfang den Steuerzahlern zu-

rückgegeben wird, kann einfach und ohne 

viel bürokratischen Aufwand von Jahr zu 

Jahr an verbesserte Erkenntnisse der Kli-

maforschung angepasst werden.


